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(Nr. 9907.) Geſetz, betreffend die Regelung der Richtergehälter. Vom 31. Mai 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
§. 1. 


Die Gehälter 
der Senatspräſidenten der Oberlandesgerichte, 
der Landgerichtspräſidenten, mit Ausſchluß des Präſidenten des Land⸗ 
1 15 J in Berlin und mit Einſchluß des Amtsgerichtspräſidenten 
aſelbſt, 
der Oberlandesgerichtsräthe und 
der Landgerichtsdirektoren 


werden nach Dienſtaltersſtufen geregelt. 
§. 2. 

Das für die Bemeſſung des Gehalts maßgebende Dienftalter (Beſoldungs⸗ 
dienſtalter) der in §. 1 bezeichneten Richter beginnt in jeder Gehaltsklaſſe mit dem 
Tage der erſten etatsmäßigen Anſtellung in einem zu dieſer Gehaltsklaſſe ge— 
hörenden Amte des höheren Juſtizdienſtes. 

Als Tag der Anſtellung gilt der Tag, von dem ab der Angeſtellte das 
Dienſteinkommen der Stelle zu beziehen hat. 

Die Verleihung von Zulagen erfolgt von dem erſten Tage eines jeden 
Kalenderquartals ab an diejenigen Beamten, welche an dieſem Tage das maß⸗ 
gebende Beſoldungsdienſtalter erreichen oder es im vorhergehenden Kalenderquartal 
erreicht haben. 
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Das Beſoldungsdienſtalter hat auf die Beſtimmung des in anderen Be— 
ziehungen maßgebenden Dienſtalters keinen Einfluß. 


5. 3. 

Für die Landrichter und Amtsrichter wird ein die geſammte Monarchie 
umfaſſender gemeinſchaftlicher Beſoldungs⸗Etat gebildet. Die Reihenfolge in ihm 
beſtimmt ſich nach dem Dienſtalter als Gerichtsaſſeſſor (richterliches Dienſtalter), 
neu ernannte Richter treten nach Maßgabe dieſes Dienſtalters in die Reihen— 
folge ein. 

5 In den Beſoldungs-Etat der Landrichter und Amtsrichter werden auch die 
Staatsanwälte eingereiht; eine günſtigere, als die durch ihr richterliches Dienſt— 
alter beſtimmte Stelle darf ihnen nicht angewieſen werden. 


§. 4. 

Wird ein Beamter aus dem in F. 3 bezeichneten Beſoldungs-Etat in ein 
höheres Richteramt ($. 1) befördert, fo wird ihm ein etwaiger Mehrbetrag des 
von ihm zur Zeit der Beförderung bezogenen Gehalts über das ihm in dem 
neuen Amte zuſtehende Gehalt (§. 2) bis zu dem Zeitpunkte fortgewährt, von 
dem ab ihm nach Maßgabe ſeines Dienſtalters in dem neuen Amte ein dem 
früher bezogenen mindeſtens gleichkommendes Gehalt verliehen wird. 


$. 5. 

Bei der Anſtellung in einem Richteramte kann die Zeit, welche der An⸗ 
zuſtellende außerhalb des höheren Juſtizdienſtes in einem unmittelbaren oder 
mittelbaren Amte des Preußiſchen Staatsdienſtes, im Reichsdienſte oder im Dienſte 
eines Deutſchen Bundesſtaates zugebracht hat, ingleichen die Dienſtzeit als Rechts- 
anwalt oder Notar mit Königlicher Genehmigung ganz oder theilweiſe auf das 
Beſoldungsdienſtalter ($. 2) oder das richterliche Dienſtalter (F. 3) in Anrechnung 
gebracht werden. 

Die Dienſtzeit, welche in einer Stellung des höheren Juſtizdienſtes bei 
einem für Preußiſche Gebietstheile und Gebiete anderer Bundesſtaaten gebildeten 
gemeinſchaftlichen Gerichte oder bei der Staatsanwaltſchaft eines ſolchen zurück— 
gelegt iſt, ſteht einer in der entſprechenden Stellung bei einer Preußiſchen Juſtiz— 
behörde zurückgelegten Dienſtzeit gleich. 


$. 6. 

Für die bereits angeſtellten richterlichen Beamten der in F. 1 bezeichneten 
Stellungen bildet das ihnen in Gemäßheit der $$. 1 bis 4 der Verordnung vom 
16. April 1879 Geſetz-Samml. S. 318) innerhalb der bisherigen Beſoldungs— 
Etats beigelegte Dienſtalter das Beſoldungsdienſtalter. 

Die bereits angeſtellten Landrichter und Amtsrichter treten in den nach 
$. 3 zu bildenden Beſoldungs-Etat nach Maßgabe ihres auf Grund der $$. 5, 6 
der angeführten Verordnung feſtgeſetzten richterlichen Dienſtalters ein. Soweit 


. 


einem Richter ein richterliches Dienſtalter von einem beſtimmten Kalendertage 
nicht angewieſen iſt, erfolgt die Beſtimmung durch den Juſtizminiſter nach Maß⸗ 
gabe der dem Richter innerhalb des beſtehenden Beſoldungs-Etats angewieſenen 
Stellung. Dieſe Vorſchriften finden auf die Beſtimmung des richterlichen Dienſt⸗ 
alters eines Staatsanwalts ($. 3 Abſatz 2) entſprechende Anwendung. 


§. 7. 

Die Richter haben einen Rechtsanſpruch auf Verleihung der Gehaltszulagen, 
und zwar: 

1) die in §. 1 bezeichneten Richter von dem Eintritte des in F. 2 Abſatz 3 

beſtimmten Zeitpunktes ab; 

2) die Landrichter und die Amtsrichter von dem Zeitpunkte ab, an welchem 

eine dem Richter nach der Reihenfolge im Beſoldungs-Etat (F. 3) 
zuſtehende Zulage verfügbar geworden iſt. 

Der Anſpruch ruht, ſo lange ein Disziplinarverfahren oder wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens ein Hauptverfahren oder eine Vorunterſuchung 
ſchwebt. Führt das Verfahren zum Verluſte des Amts, ſo findet eine Nach— 
zahlung des zurückbehaltenen Mehrgehalts nicht ſtatt. 


$. 8. 
Der H. 9 des Ausführungsgeſetzes vom 24. April 1878 zum Deutſchen 
Gerichtsverfaſſungsgeſetze (Geſetz-Samml. S. 230) und die Verordnung vom 
16. April 1879 (Geſetz-Samml. S. 318) werden aufgehoben. 


F. 9. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1897 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 31. Mai 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. v. Miquel. Thielen. Boſſe. 
Frhr. v. Marſchall. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 
Brefeld. v. Goßler. 
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(Nr. 9908.) Verfügung des Juſtizminiſters wegen Aufhebung der Hypothekeuämter zu Cöln, 
Cöln⸗Deutz und Simmern. Vom 25. Mai 1897. 


M. Rückſicht auf das Fortſchreiten der Arbeiten zur Anlegung des Grund⸗ 
buchs in den Bezirken der Hypothekenämter zu Cöln, Cöln⸗Deutz und Simmern 
wird auf Grund des F. 2 des Geſetzes vom 18. Juli 1896 GGeſetz-Samml. 
S. 165) die Aufhebung dieſer Hypothekenämter zum 1. Juli 1897 angeordnet. 

Von dieſem Zeitpunkte ab werden die Geſchäfte der beiden erſtbezeichneten 
Hypothekenämter auf das Amtsgericht zu Cöln, die Geſchäfte des Hypotheken⸗ 
amts zu Simmern auf das dortige Amtsgericht übertragen. 


Berlin, den 25. Mai 1897. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


(Nr. 9909.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Münden. Vom 31. Mai 1897. 


Hair Grund des F. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Geſetz-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Münden gehörigen Gemeindebezirk 
Mielenhauſen 
am 1. Juli 1897 beginnen ſoll. 


Berlin, den 31. Mai 1897. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


